
 

An den Schnittstellen von Familien-, Migrations-, Bildungs-, und Antidiskriminierungspolitik engagiert sich der Verband seit 
Jahrzehnten für die Interessen binationaler Familien und Partnerschaften in Deutschland. 
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Wenn Familie plötzlich nicht mehr funktioniert – das Recht der Kinder auf Kontakt und 
Umgang: Ein vernachlässigtes familienpolitisches Thema. 
 
Anlässlich des Internationalen Tages der Familie weist der Verband binationaler Familien 
und Partnerschaften auf ein familienpolitisch eher vernachlässigtes Thema hin: den 
Begleiteten Umgang.  

 
Der Verband zählt zu den Pionieren, die seit Anfang der 1980er Jahre das Konzept des 
begleiteten Umgangs vorantrieben. „Wir waren die ersten in diesem Bereich, die überhaupt ein 
Konzept entwickelten“, so Elisabeth Mach-Hour, Rechtsanwältin aus München und damalige 
Ansprechpartnerin des Verbandes. Der Begleitete Umgang ermöglicht es Kindern aus 
konfliktreichen und risikobehafteten Familienbeziehungen den regelmäßigen Umgang zu beiden 
Elternteilen aufrecht zu erhalten. Heute wird diese Maßnahme bundesweit in zahlreichen 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe umgesetzt. 
 
An Ihren ersten Fall erinnert sich Mach-Hour: Eine Mutter hatte die vom Vater nach Marokko 
mitgenommene Tochter wieder zurück nach Deutschland gebracht und wollte aber, dass die 
Tochter weiterhin Kontakt zum Vater haben sollte. „Also haben wir gesagt, dann machen wir 
einen beschützten Umgang“, erinnert sich Mach-Hour. Durch Scheidung bestand die Gefahr, 
dass der Elternteil ohne deutschen Pass das Aufenthaltsrecht verlor. Damit wäre jeglicher 
Kontakt zum Kind beendet. Den ersten Umgang führte Mach-Hour in ihrer Kanzlei durch, später 
kamen immer mehr Fälle hinzu. „Durch unsere Arbeit konnten wir entscheidend zu einer 
Reduzierung von Kindesmitnahmen beitragen“.  
 
Ab 1985 wurde in München eine Stelle für das Projekt „Hilfe für Kinder und Eltern aus 
gefährdeten und getrennten binationalen Familien“ geschaffen, so konnte die Arbeit durch eine 
Regelförderung professionalisiert werden. Gerade die Erfahrungen des Verbandes in der 
Beratung waren entscheidend, die Konzepte und Maßnahmen des Begleiteten Umgangs weiter 
zu entwickeln. 
Der Umgang betraf jedoch nicht nur Väter, auch für Mütter konnte es die einzige Möglichkeit 
sein, Kontakt zu ihren Kindern zu halten. Einige Väter aus sozial gehobeneren Schichten 
sprachen den nicht-deutschen Müttern die Erziehungskompetenz ab: „Und das oftmals aus dem 
einzigen Grund, dass die Mütter, die nicht so gut Deutsch sprachen, ihren Kindern nicht auf 
Deutsch vorlasen“,  
 
 



 

 

 
 
erklärt Mach-Hour. Das Kindeswohl sei immer der Mittelpunkt gewesen, die Betonung habe auf 
der Familie gelegen. 
 
Wie wichtig der Kontakt mit beiden Elternteilen für Kinder in ihrer Identitätsbildung ist, betont 
auch Heinke Lanken. Die, Psychologin und systemische Therapeutin, berät in der 
Geschäftsstelle Hamburg betroffene Eltern. „Besonders fällt mir dies immer wieder in Bezug auf 
Kinder aus schwarz-weißen Familien auf. Für Kinder ist es wichtig zu wissen, woher sie 
kommen, warum sie so aussehen wie sie aussehen.“  
Für Lanken lohnt sich der Aufwand der Beratung und Begleitung: „Mich berührt es einfach zu 
sehen, wie ein Kind auch nach längerer Zeit der Trennung doch andocken kann und eine 
Beziehung entwickelt.“ Oftmals würden Mütter die Väter ihrer Kinder als erziehungsinkompetent 
wahrnehmen. Im Umgang zeige sich jedoch die Fürsorge, wenn Väter bspw. Essen mitbrächten 
und mit den Kindern spielten.  
Wie auch in anderen Städten seien die Maßnahmen des Begleiteten Umgangs chronisch 
unterfinanziert, das Geld würde bei Weitem nicht reichen. Mit dem Umgang allein sei es nicht 
getan, Elterngespräche seien zuführen und Supervisionen zu organisieren. Oft dauere es lange, 
bis Vertrauen aufgebaut werde, die Maß-nahmen aber oft nur für kurze Zeit bewilligt werden 
würden. „Dann kommt es zu Unterbrechungen, was kontraproduktiv ist“. 
 
Birgit Sitorus, Psychologin aus der Geschäftsstelle Frankfurt weist darauf hin, dass sich Im 
Laufe der Jahre die Schwerpunkte verändert haben. Neben Angst vor Kindesmitnahme und 
eskalierten Elternkonflikten gehe es heute auch um Unterbringung in Pflegefamilien, psychische 
oder suchtrelevante Probleme der Eltern oder häusliche Gewalt. Für Birgit Sitorus ein 
besonders schwieriges Thema. 
Sitorus begleitet Eltern seit Jahrzehnten und räumt ebenso wie ihre Kolleginnen aus München 
und Hamburg ein, dass nicht alle Umgänge positiv verlaufen. Nicht immer sei der Umgang von 
Vorteil für die Kinder. Der aus der Änderung des Kindschaftsrecht 1998 abgeleitete 
Rechtsanspruch bezöge sich stärker auf das Recht der Eltern als auf die Rechte der Kinder. Um 
sich noch stärker für die Rechte der Kinder einsetzen zu können bedürfe es aber anderer 
rechtlicher Grundlagen und entsprechende Finanzierungen.  
 
Die Finanzierungen und Konzepte müssten sich auch den zunehmenden gesellschaftlichen 
Veränderungen anpassen fordert der Verband. Heinke Lanken: „Die Menschen sind heute viel 
mobiler, auch hier müssen wir Konzepte entwickeln.“  Sie führt ein Beispiel aus Hamburg an: 
„Mama ist in München, Papa ist in Hamburg“. Hilfreich sei hier die bundesweite Vernetzung des 
Verbandes. So könne die Mutter in München, der Vater in Hamburg beraten und betreut 
werden. „Mit längeren Kontaktzeiten am Wochenende können wir so zumindest dafür sorgen, 
dass der Faden zum Kind nicht abreißt“, sagt Lanken. 
 
Eine große Diskrepanz besteht nach wie vor aus Sicht des Verbandes zwischen dem 
familienpolitischen Ideal und der gesellschaftlichen Realität. Was sich letztendlich wiederum in 
der Unterfinanzierung zeige: “Wir haben in Deutschland noch immer eine familienpolitische 
Wahrnehmung aus den 1950er Jahren. Probleme und Konflikte dürfen da nicht vorkommen. 
Auch wird dadurch noch immer zu wenig auf die Kinderrechte Bezug genommen, dies muss 
sich ändern“ fasst Hiltrud Stöcker-Zafari, die Geschäftsführerin des Verbandes zusammen. 
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